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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

BMF: Folgen der Rechtsprechung zur gewerbesteuerlichen Hinzurechnung 
von Miet- und Pachtzinsen sowie dem Vorliegen fiktiven Anlagevermögens 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 07. April 2022 die gleich 
lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder vom 6. April 2022 zu 
den Folgen der Rechtsprechung zur gewerbesteuerlichen Hinzurechnung von 
Miet- und Pachtzinsen sowie dem Vorliegen fiktiven Anlagevermögens 
veröffentlicht.  

Die vorliegenden gleich lautenden Erlasse ändern die gleich lautenden Erlasse 
vom 02. Juli 2012 in den Rn. 2 (Hinzurechnung von gewinnmindernden 
Aufwendungen) infolge der BFH-Rechtsprechung vom 30. Juli 2020, III R 24/18, 
vgl. unseren Blogbeitrag, und vom 12. November 2020, III R 38/17, vgl. 
unseren Blogbeitrag) und Rn. 13 (Aktivierung von Bauzeit- und Erbbauzinsen als 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten). 

Außerdem wird die Rn. 29b (Hinzurechnung von Miet- und Pachtzinsen für 
bewegliche und unbewegliche Wirtschaftsgüter nach § 8 Nr. 1 Buchst. d und e 
GewStG) infolge der BFH-Rechtsprechung vom 08. Dezember 2016, IV R 24/11, 
geändert und insbesondere um Einzelfälle aus der Rechtsprechung ergänzt 
(Filmhersteller (vgl. BFH vom 12. November 2020, III R 38/17), 
Konzertveranstalter (vgl. BFH-Urteil vom 08. Dezember 2016, IV R 24/11), 
Messedurchführungsgesellschaften (vgl. BFH vom 25. Oktober 2016, I R 57/15) 
und Pauschalreiseveranstalter (vgl. BFH vom 25. Juli 2019, III R 22/16, vgl. 
unseren Blogbeitrag). 

Die Grundsätze sind auf alle offenen Fälle anzuwenden. 

Fundstelle 

Homepage des BMF. 

 

BMF: Gewinn aus Restschuldbefreiung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 08. April 2022 ein Schreiben 
zum Gewinn aus Restschuldbefreiung veröffentlicht. Das Schreiben behandelt die 
sachliche Unbilligkeit von aus dem rückwirkenden Ansatz des Ertrags aus einer 
Restschuldbefreiung resultierenden Steuerforderungen bei Betriebsaufgabe nach 
Insolvenzeröffnung.  

Das vorliegende BMF-Schreiben erläutert, dass die erteilte Restschuldbefreiung 
abweichend von den Aussagen im BMF-Schreiben vom 22. Dezember 2009 ein 
auf den Zeitpunkt der Betriebsaufgabe rückwirkendes Ereignis darstellt. Dies gilt 
unabhängig davon, ob der Betrieb vor oder nach Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens aufgegeben wurde. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/09/24/keine-gewerbesteuerrechtliche-hinzurechnung-von-mietzinsen-die-zu-den-herstellungskosten-unterjaehrig-ausgeschiedenen-umlaufvermoegens-gehoeren/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/06/30/hinzurechnung-von-miet-und-pachtzinsen-bei-herstellung-immaterieller-wirtschaftsgueter/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/11/07/keine-gewerbesteuerrechtliche-hinzurechnung-bei-der-ueberlassung-von-hotelzimmern-an-reiseveranstalter/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Gewerbesteuer/2022-04-06-gleich-lautende-erlasse-der-obersten-finanzbehoerden-der-laender-zu-den-folgen-der-rechtsprechung-zur-gewerbesteuerlichen-hinzurechnung-von-miet-und-pachtzinsen-usw-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Das BMF-Schreiben ist in allen offenen Fällen anzuwenden. Aus Gründen des 
Vertrauensschutzes muss der Steuerpflichtige die erteilte Restschuldbefreiung 
nicht als rückwirkendes Ereignis behandeln, wenn der Betrieb nach Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens und vor Veröffentlichung dieses BMF-Schreibens 
aufgegeben wurde bzw. als aufgegeben gilt. 
Sofern der Betrieb vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgegeben wurde 
bzw. als aufgegeben gilt, kann der Steuerpflichtige bei Betriebsaufgaben vor dem 
08. August 2017 entsprechend verfahren. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 8. April 2022, IV C 6 -S 2242/20/10002 :001. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-04-08-gewinn-aus-restschuldbefreiung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 14. April 2022 

 
 
Ist Art. 56 Abs. 1 EG (jetzt Art. 63 Abs. 1 AEUV) dahin auszulegen, 
dass er der Vorschrift eines Mitgliedstaats entgegensteht, nach der 
bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage (BMG) der 
Gewerbesteuer einer Körperschaft Dividenden, die aus 
Beteiligungen an ausländischen Kapitalgesellschaften in Höhe von 
weniger als 10 % (Streubesitzbeteiligungen) stammen, der BMG 
wieder hinzugerechnet werden, wenn und soweit diese Dividenden 
in einem vorangegangenen Ermittlungsschritt von der BMG 
abgezogen worden sind, während hinsichtlich solcher Dividenden, 
die aus Streubesitzbeteiligungen an Kapitalgesellschaften mit Sitz 
in dem betreffenden Mitgliedstaat stammen, bei der Ermittlung der 
BMG der Gewerbesteuer kein Abzug und folglich auch keine 
(Wieder-)Hinzurechnung der Dividenden stattfindet? 
Zum Urteil 
 
 
Eine zu Beginn der Corona-Pandemie hierdurch verursachte 
Verzögerung beim Sitzungsbetrieb führt nicht zur 
Unangemessenheit der gerichtlichen Verfahrensdauer i.S. des § 
198 Abs. 1 GVG, da sie nicht dem staatlichen 
Verantwortungsbereich zuzuordnen ist. Bei der Corona-Pandemie 
und den zur Eindämmung getroffenen Schutzmaßnahmen handelt 
es sich nicht um ein spezifisch die Justiz betreffendes Problem, da 
sie ‑‑was ihr Personal und die Verfahrensbeteiligten anbelangt‑‑ 
ebenso betroffen ist wie andere öffentliche und private 
Einrichtungen und Betriebe. 
 
Zum Urteil, siehe die Pressemitteilung 015/22. 
 
 
 
Die zeitlich unbegrenzte Überlassung von Know-how durch einen 
ausländischen Vergütungsgläubiger kann zu beschränkt 
steuerpflichtigen Einkünften i.S. des § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG führen. 
Dabei setzt das Tatbestandsmerkmal der tatsächlichen Nutzung 
des Know-how im Inland nicht voraus, dass das Know-how den 
vereinbarten Umfang und/oder die vereinbarte Qualität hatte, um 
die im Inland verfolgten Zwecke zu erfüllen. 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 

EuGH-Vorlage I R 5/18: 
Unionsrechtmäßigkeit 
der Hinzurechnung von 
Dividenden aus 
Auslandsbeteiligungen 
nach § 8 Nr. 5 GewStG 
im Erhebungszeitraum 
2001 
 
 
 
23. November 2021 
 

Urteil X K 5/20: Kein 
Entschädigungs-
anspruch für eine 
infolge der Corona-
Pandemie verursachte 
Verfahrensver-
längerung 
 
 
 
 
27. Oktober 2021 
 

 

 
Urteil I R 18/18: 
Beschränkte 
Steuerpflicht und 
Verpflichtung zum 
Steuerabzug bei 
zeitlich unbegrenzter 
Überlassung von 
Know-how 
 
 
 
13. Oktober 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210061/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210064/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kein-entschaedigungsanspruch-fuer-eine-infolge-der-corona-pandemie-verursachte-verlaengerung-eines-finanzgerichtlichen-verfahrens/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210062/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil IX R 3/21: Ermittlung des Gewinns aus einem privaten 
Veräußerungsgeschäft des Einzelrechtsnachfolgers nach unentgeltlichem 
Erwerb - Buchwert als angesetzter Entnahmewert i.S. des § 23 Abs. 3 Satz 
3 EStG 
06. Dezember 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Entscheidung über die Zulässigkeit der Übertragung einer § 6b-Rücklage 
nicht im Rahmen der gesonderten und einheitlichen Feststellung 

Es ist zweifelhaft, ob aus § 6b EStG eine Befugnis zu gestuften 
Verwaltungsverfahren bei rechtsträgerübergreifender Übertragung stiller 
Reserven abgeleitet werden kann. In dem Besteuerungsverfahren für den 
reinvestierenden Betrieb ist nicht mit Bindungswirkung für das 
Besteuerungsverfahren des veräußernden Betriebs zu entscheiden, ob dort die 
Veräußerung eines Wirtschaftsguts erst nach dem 31. Dezember 2001 erfolgt und 
deshalb die gesellschafterbezogene Betrachtung des § 6b EStG anzuwenden ist. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger eine in seinem landwirtschaftlichen 
Betrieb nach der Veräußerung einer betrieblichen Grundstücksfläche im 
Wirtschaftsjahr 2001/2002 gebildete Rücklage nach § 6b des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) zum 30. Juni 2006 wirksam auf eine 
Beteiligung des Klägers an der Firma (KG) übertragen konnte. 

Der Erklärung zur gesonderten und einheitlichen Feststellung von Grundlagen für 
die Einkommensbesteuerung (GuE) der KG für das Jahr 2006, lag hinsichtlich 
des Klägers eine Übertragung einer nach § 6b EStG gebildeten Rücklage in Höhe 
von 400.000 EUR zugrunde. 

Das Finanzamt führte im Prüfungsbericht vom 28. Juli 2011 aus, dass eine 
Übertragung von Rücklagen nach § 6b EStG bei einzelnen Gesellschaftern – 
unter anderem dem Kläger – nicht möglich sei, da der Rücklagenbildung eine 
Veräußerung zugrunde liege, die im Zeitraum nach dem 31. Dezember 1998 und 
vor dem 1. Januar 2002 stattgefunden habe und daher eine andere 
Gesetzesfassung gelte. Diese lasse nur rechtsträgerbezogene Reinvestitionen 
zu. 

Der Kläger ist der Auffassung, die Änderungsbescheide seien bereits wegen 
Unbestimmtheit nichtig. Ein Änderungsbescheid müsse, um inhaltlich hinreichend 
bestimmt zu sein, grundsätzlich den geänderten Bescheid erkennen lassen. Der 
Steuerpflichtige müsse erkennen können, in welcher Hinsicht und in welchem 
Umfang eine bisherige Festsetzung oder Feststellung geändert worden sei. Ein 
Hinweis auf die Änderungsvorschrift reiche hierfür nicht aus. Fehle die 
Klarstellung des Verhältnisses zwischen zwei Steuerbescheiden, bestehe darin 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210063/
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ein besonders schwerwiegender Mangel gemäß § 125 Abs. 1 Abgabenordnung 
(AO). 

Die dagegen erhobene Klage vor dem Finanzgericht München hatte keinen Erfolg 
(vgl. unseren Blogbeitrag). 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Der Ergänzungsbilanzgewinn, der mitunternehmerbezogen den laufenden 
Gesamthandsgewinn korrigiert, ist eine gesondert festzustellende und selbständig 
anfechtbare Besteuerungsgrundlage. Eine eigene Klagebefugnis des 
Mitunternehmers hiergegen besteht nach § 48 Abs. 1 Nr. 5 
Finanzgerichtsordnung (FGO) aber nur dann, wenn dieser Gewinn allein aus den 
Mitunternehmer betreffenden Gründen streitig ist. 

Die Möglichkeit der Rechtsverletzung als Voraussetzung der Zulässigkeit einer 
Anfechtungsklage ist schon dann gegeben, wenn der Kläger geltend macht, der 
unmittelbar erstrebte steuerrechtliche Nachteil sei mit einem mittelbaren 
steuerrechtlichen Vorteil in einem anderen Verwaltungsakt steuerrechtlich 
verknüpft. 

Es ist zweifelhaft, ob aus § 6b EStG eine Befugnis zu gestuften 
Verwaltungsverfahren bei rechtsträgerübergreifender Übertragung stiller 
Reserven abgeleitet werden kann. 

In dem Besteuerungsverfahren für den reinvestierenden Betrieb ist nicht mit 
Bindungswirkung für das Besteuerungsverfahren des veräußernden Betriebs zu 
entscheiden, ob dort die Veräußerung eines Wirtschaftsguts erst nach dem 31. 
Dezember 2001 erfolgt und deshalb die gesellschafterbezogene Betrachtung des 
§ 6b EStG anzuwenden ist. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. Dezember 2021 (IV R 7/19), veröffentlicht am 07. April 2022. 

 

Steuerlicher Gestaltungsmissbrauch bei Einlage in die Kapitalrücklage mit 
anschließender Tilgung von Verbindlichkeiten gegenüber einer 
Alleingesellschafterin? 

Eine Einlage in die Kapitalrücklage mit anschließender Tilgung von 
Verbindlichkeiten gegenüber einer Alleingesellschafterin anstelle eines 
Forderungsverzichts durch die Alleingesellschafterin kann einen 
Gestaltungsmissbrauch darstellen. Das hat das Finanzgericht Düsseldorf in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Klägerin des Verfahrens war eine Kapitalgesellschaft, die Verbindlichkeiten 
gegenüber ihrer Muttergesellschaft hatte (teils aus Darlehen, teils aus einem 
Verrechnungskonto aus einem konzerninternen Intercompany Accounting 
System). Im Jahr 2011 leistete die Muttergesellschaft über das konzerninterne 
Intercompany Accounting System eine Einlage in die Kapitalrücklage der 
Klägerin. Taggleich wurden die Verbindlichkeiten der Klägerin gegenüber der 
Muttergesellschaft in Höhe der Einzahlung in die Kapitalrücklage ausgebucht. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/09/entscheidung-ueber-die-zulaessigkeit-der-uebertragung-einer-%c2%a7-6b-ruecklage-nicht-im-rahmen-der-gesonderten-und-einheitlichen-feststellung/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210059/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Das beklagte Finanzamt vertrat die Ansicht, dass die getätigten Buchungen 
wirtschaftlich wie ein Forderungsverzicht anzusehen seien. Es liege eine 
Umgehung in Form eines steuerlichen Gestaltungsmissbrauchs nach § 42 Abs. 2 
Abgabenordnung (AO) vor. Das Finanzamt behandelte daher die getätigte 
Einlage - abzüglich eines Teils der Forderung, den das Finanzamt als werthaltig 
ansah - als Ertrag. 

Die Klägerin trug dagegen u.a. vor, dass die Ersetzung von Fremdkapital durch 
Eigenkapital durch die Finanzierungsfreiheit des Gesellschafters gedeckt sei. 
Dabei sei nicht entscheidend, dass aufgrund der konzerninternen Buchungen 
keine tatsächlichen Zahlungsflüsse stattgefunden hätten. 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht Düsseldorf sah dagegen aufgrund der besonderen Umstände 
des Falls die Voraussetzungen eines Missbrauchs von rechtlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten nach § 42 AO als erfüllt an. 

Die angemessene Gestaltung für das laut der Klägerin angestrebte Ziel einer 
Befreiung von ihrer Überschuldung wäre ein Forderungsverzicht gewesen. Denn 
gegenüber fremden Gläubigern hätten nur unwesentliche Verbindlichkeiten 
bestanden. Die lediglich buchhalterisch vollzogene Einlage und anschließende 
Tilgung der Verbindlichkeiten habe lediglich der Vermeidung der steuerlichen 
Folgen eines Verzichts auf die unstreitig im Wesentlichen nicht werthaltigen 
Forderungen gedient. 

Außersteuerliche Gründe für die Gestaltung seien nicht erkennbar. Insbesondere 
sei das Ziel einer Verbesserung des Bilanzbildes der Klägerin nicht überzeugend, 
da die Klägerin im Jahr 2010 letztmalig aktiv am Wirtschaftsleben teilgenommen 
habe und sich seitdem in Abwicklung befinde. 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. 

Fundstelle 

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 22. Dezember 2021 (7 K 101/18 K,G,F), die 
Revision ist beim BFH unter dem Az. I R 11/22 anhängig; siehe den Newsletter 
März/April 2022 des Finanzgerichts. 

 

 

 

 

 

 

 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/7_K_101_18_K_G_F_Urteil_20211222.html


8 

E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 

Krieg in der Ukraine – Versorgungssicherheit und Energiekosten in der Krise: Drei 

Fragen an Peter Mussaeus, Partner, Rechtsanwalt für Energierecht 

  

Neben den USA und Saudi-Arabien ist Russland der drittgrößte Ölproduzent und 

der zweitgrößte Gasproduzent weltweit und hat dadurch eine immense 

strategische Bedeutung. Unter anderem wir in Deutschland sind abhängig von 

den Lieferungen. Welche Auswirkungen das auf die Versorgungssicherheit und 

die Energiekosten hat, darüber sprechen wir in „Drei Fragen an…“ mit dem PwC-

Experten Peter Mussaeus. 

Näheres finden Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter diesem Link. 

 

Terminplaner 
  

InvestorTax@OneClick 

26.04., Webinar 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
https://www.pwc-events.com/investortax
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/231557/krieg-in-der-ukraine-versorgungssicherheit-und-energiekosten-in-der-krise-drei-fragen-an-peter-mussaeus-partner-rechtsanwalt-fuer-energierecht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/investortax
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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